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tur nach 1945 erfaßt und ausgewertet. Der Leser erhält somit nicht nur eine ebenso aus-
führliche wie aktuelle Bibliographie zum Thema, sondern gewinnt auch einen hervorra-
genden Überblick über die Forschungslage. 

Oldenburg Beate Störtkuhl 

Marek Andrzejewski: Opposition und Widerstand in Danzig 1933 bis 1939. (For-
schungsinstitut der Friedrich-Ebert-Stiftung, Reihe: Politik- und Gesellschafts-
geschichte, Bd. 36.) Bonn 1994. 248 S., 1 Kte., DM 4 8 , - . 

Die vorliegende Untersuchung behandelt ein wichtiges Kapitel der Geschichte der 
Freien Stadt Danzig, das von der bisherigen deutschen und polnischen Forschung kaum 
erörtert worden ist. Marek A n d r z e j e w s k i versucht die Frage zu beantworten, „war-
um die NSDAP in der Freien Stadt trotz der Garantie des Völkerbundes und trotz der 
Abneigung eines großen Teils der Danziger Deutschen gegen den Nationalsozialismus 
imstande war, das politische Leben nach dem Muster des Dritten Reiches Anfang 1938 
gleichzuschalten". Die klar gegliederte und gut lesbare Darstellung beruht auf der Aus-
wertung umfangreicher Quellen in deutschen und polnischen Archiven - stellvertre-
tend seien das Politische Archiv des Auswärtigen Amtes in Bonn und das Staatsarchiv 
Danzig genannt - und deutscher und polnischer Literatur. 

Zunächst skizziert der Vf. die Geschichte Danzigs von 1920 bis 1930, wobei er auf die 
Nationalitätenverhältnisse, die Beziehungen zu Polen und zum Deutschen Reich, auf 
die politischen Parteien und das Pressewesen eingeht. Seine Ausführungen zeichnen 
sich durch große Sachlichkeit aus, wofür seine Bemerkung, 94 oder sogar 97% der dor-
tigen Bevölkerung hätten der deutschen Nationalität angehört, und seine Kritik an 
Andrzej Drzycimski, der behauptet hatte, ein Fünftel der Danziger seien Polen gewe-
sen, Beispiele sind. Zu ergänzen ist, daß die Danziger Verfassung nach den Vorbildern 
der Hansestädte Bremen, Hamburg und Lübeck entworfen worden ist. Ihr besonderer 
Charakter berührte lediglich die Beziehungen zwischen der Freien Stadt und dem Völ-
kerbund, während sie für Polen die Verfassung eines fremden Staates war, die jeder 
Einflußnahme durch Warschau entzogen blieb. 

Im Kapitel „Das Ringen um die Macht in Danzig" tritt A. in die für ihn aktuelle Phase 
der Geschichte der Freien Stadt ein. Ausgehend von der Analyse der Volkstagswahlen 
vom 16. November 1930, die der NSDAP 16 Prozent der Stimmen und 12 Sitze bescher-
ten und den aus SPD, Zentrum und Deutschliberalen gebildeten „Linkssenat" beende-
ten, kam es analog zu den Verhältnissen im Reich zu einem Rechtsruck in Danzig, der 
sich in der Bildung des konservativen Senats Ziehm dokumentierte. Damit wurde ein 
von einer ständigen innenpolitischen Zuspitzung begleiteter Weg eingeschlagen, der 
seinen Ausdruck in den Völkstagswahlen vom 28. Mai 1933 und der dort sichtbaren erd-
rutschartigen Verschiebung zugunsten der Nationalsozialisten fand. Polen unterstützte 
die Hitler-Gegner nur halbherzig und vollzog dann unter dem Einfluß des Außen-
ministers Józef Beck eine Annäherung an das Dritte Reich, die eine stillschweigende 
Zustimmung zur nationalsozialistischen Herrschaft in Danzig beinhaltete. Anschlie-
ßend beschreibt der Vf. den Beginn der NS-Herrschaft in Danzig, wobei nach seiner 
Auffassung der erste nationalsozialistische Senatspräsident Hermann Rauschning in 
seiner Einstellung „eher national-konservativ als nationalsozialistisch" war. Anders als 
im Reich kapitulierte das parlamentarische System 1933 nicht vor der NSDAP, wofür 
vor allem die feste Haltung der Zentrumspartei verantwortlich war. Sie fand starken 
Rückhalt in der katholischen Geistlichkeit, die sich mehr als die Kirche im Dritten 
Reich für Menschenrecht und Menschenwürde einsetzte und im Danziger Bischof 
O'Rourke einen engagierten Sachwalter fand. Anschaulich illustriert A. die Taktik der 
NSDAP gegenüber den hitlerfeindlichen Kräften in der Freien Stadt. Der Besetzung 
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der Gewerkschaftshäuser folgten das Verbot der SPD- und Zentrumspresse, das Verbot 
der KPD, die Auflösung des Volkstages und die Vorverlegung der Neuwahlen auf den 
7. April 1935. Nach Rauschnings Rücktritt als Danziger Senatspräsident wurde der bis-
herige Innensenator Arthur Greiser, ein konsequenter Funktionärstyp, sein Nachfolger, 
dem Albert Forster als Danziger Gauleiter zur Seite trat. Letzterer bestimmte zuneh-
mend den politischen Kurs der Freien Stadt und brachte den ganzen Verwaltungs-
apparat, die Polizei und den lokalen Rundfunk in nationalsozialistische Hand. Ein-
drucksvoll beschreibt der Vf. den Wahlkampf vor den Volkstagswahlen vom April 1935, 
der vom alles erfassenden Terror der NSDAP bestimmt war. Erwähnenswert ist, daß 
die Partei trotzdem mit knapp 60% die Zweidrittelmehrheit verfehlte und SPD und 
Zentrum immerhin noch 16 bzw. 13% erreichten. Demgegenüber fiel die Polnische Li-
ste mit 3,5% kaum ins Gewicht. Bezeichnend für die NS-Argumentation war die 
Gleichsetzung von Saarabstimmung und Danziger Volkstagswahlen. Die Oppositionel-
len wurden nun als „Separatisten" bezeichnet, um zu demonstrieren, daß sie gegen die 
Rückkehr Danzigs zum „Dritten Reich" seien. 

Im folgenden befaßt sich A. mit der Abwertung des Danziger Guldens, die wie ande-
re Wirtschafts- und Währungsprobleme der NSDAP manche Sympathieverluste bei den 
Danzigern einbrachte, der in oppositionellen Kreisen diskutierten Frage von Neuwah-
len unter internationaler Aufsicht, womit vor allem der Völkerbund in Genf gemeint 
war, den Beziehungen der Danziger Opposition zu Großbritannien, die im Kontext der 
Appeasementstrategie Londons gesehen werden müssen, und mit der Zusammenarbeit 
der Opposition, deren Hauptinspirator die SPD war. 

Gesondert behandelt der Vf. die Frage einer Zusammenarbeit Polens und der hitler-
feindlichen Opposition in Danzig. Letztere stand hier vor dem Dilemma, daß sie einer-
seits auf polnische Unterstützung bei der Erhaltung des Status der Freien Stadt hoffte, 
zum anderen aber befürchtete, eine zu weitgehende Verknüpfung mit Polen werde den 
Einfluß Warschaus allzu sehr verstärken. Am besten artikulierte sich die Kooperation 
zwischen der Danziger Sozialdemokratie und den polnischen Sozialisten (PPS). Neben 
der politischen Tätigkeit und Propaganda versuchte man auch die kulturelle Zusam-
menarbeit enger zu gestalten. Offiziell wollte sich Polen jedoch nicht in die Auseinan-
dersetzung zwischen dem nationalsozialistischen Senat und den Oppositionsparteien 
hineinziehen lassen. 

Anschließend beleuchtet A. den Prozeß der systematischen Gleichschaltung des öf-
fentlichen Lebens in der Freien Stadt. Wichtige Schritte waren die Errichtung von Bau-
ernkammern als Zwangsorganisationen der Landwirtschaft, die Kontrolle des Senats 
über das bisher unabhängige Gerichtswesen, den Rundfunk und die Presse sowie die 
Beschränkung des parlamentarischen Einflusses zugunsten des Parteiapparates der 
NSDAP. Große Aufmerksamkeit richtet der Vf. auf die führenden Persönlichkeiten der 
Opposition. Die meisten von ihnen wie Arthur Brill, Hans Wichmann, Erich Brost und 
Willy Moritz gehörten der SPD an. Bedeutende Köpfe des Danziger Zentrums waren 
Richard Stachnik, Albert Posack und Bruno Kurowski. Als ein Zeichen der Schwäche 
des Völkerbundes bezeichnet A. die Abberufung des Hohen Kommissars Sean Lester, 
der sich stets für die verfolgten Hiltergegner in Danzig und für die Einhaltung der dorti-
gen Verfassung eingesetzt hatte. Nach 1936 zerbrach die Widerstandskraft der Opposi-
tion immer mehr. Nach und nach lösten sich die letzten verbliebenen selbständigen Par-
teien - SPD, DNVP und Zentrum - auf. Am 8. November 1937 erließ der Senat ein 
Verbot der Neugründung politischer Parteien. Daraus läßt sich entnehmen, daß das po-
litische Leben bereits vor Angliederung der Freien Stadt an das Deutsche Reich völlig 
unter das Diktat der Nationalsozialisten gelangt war. 

Bemerkungen über die beschränkten Mittel des letzten Hochkommissars Carl Jacob 
Burckhardt, die Lage der Juden in der Freien Stadt, die Verschlechterung der deutsch-
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polnische n Beziehunge n am Vorabend des Zweiten Weltkriegs un d über die Emigratio n 
der Danzige r Hitlergegne r schließen den gerade auch für deutsch e Leser informative n 
Band ab. 

Berlin Stefan Hartman n 

Historia Torunia [Geschicht e von Thorn] . Bd. 2, T. 1: Maria n B i s k u p : U schyùku 
średniowiecz a i w początkac h odrodzenia . [An der Neige des Mittelalter s un d den 
Anfängen der Renaissanc e (1454-1548). ] (Instytu t Histori i Polskiej Akademi i 
Nau k w Warszawie. Towarzystwo Naukow e w Toruniu. ) Wydawnictwo Towarzyst-
wa Naukoweg o w Toruniu . Toru ń 1992. 261 S., 47 Abb., 1 Stadtpla n i. Anh . 

Im Vorwort weist Maria n B i s k u p - zugleich auch als Herausgebe r des Gesamtun -
ternehmen s -  auf das Fehle n eine r umfassende n Betrachtun g un d Synthes e der Thorne r 
Stadtgeschicht e hin . Diese in der Forschun g imme r wieder als schmerzlic h empfunden e 
Lücke soll die geplant e vierbändige Geschicht e der Stad t schließen , die den Zeitrau m 
von den Anfängen bis 1980 umfassen soll. Im ersten Teil des zweiten Bande s behandel t 
Biskup die Jahr e 1454 bis 1548, d. h. die Zei t vom Beginn des Dreizehnjährige n Krieges 
bis zum Tode des polnische n Königs Sigismund I . In dieser Epoch e schüttelt e Thor n 
nich t nu r die Herrschaf t des Deutsche n Orden s ab und unterstellt e sich der polnische n 
Krone , es vollzogen sich in ihr auch tiefgreifende Wandlunge n der spätmittelalterliche n 
Gesellschaf t sowohl in wirtschaftliche r Hinsich t durc h den 1537 erfolgten Verlust des 
Stapelrecht s als auch durc h die mit Verspätun g einsetzend e Reformation . Jede s Kapite l 
wird durc h Quellen - und Literaturangabe n ergänzt . Gedruckt e Quellen wurden in stär-
kerem Maß e als Archivalien berücksichtigt . Leide r ist eine intensive Auswertun g des 
Ordensbriefarchiv s (OBA) un d des Herzogliche n Briefarchivs (HBA ) im Geheime n 
Staatsarchi v Preußische r Kulturbesit z in Berlin unterblieben , obwohl diese Fond s viele 
Informatione n zu dem behandelte n Zeitrau m der Thorne r Geschicht e enthalten . Den -
noc h bestich t der Band durc h seine übersichtlich e Gliederun g in sechs Kapite l und die 
Behandlun g aller für die Stadtgeschicht e wichtigen Bereiche . 

Zunächs t werden der Dreizehnjährig e Krieg mit dem Deutsche n Orde n un d seine 
Folgen für die Stad t beschrieben . Betrachte t werden u. a. die Vereinigun g der Alt-  und 
Neustadt , die Inkorporatio n von Preuße n un d dami t auch Thorn s in die Polnisch e Kro-
ne -  tatsächlic h wurde die Inkorporatio n des Königliche n Preuße n von Kasimi r IV. auf-
grund der vielen Privilegien un d Sonderrecht e nich t wirklich vollzogen, sonder n erst 
durc h die Lubline r Unio n 1569 weitgehen d realisiert - , der Aufruhr der in Verbindun g 
mit dem Orde n stehende n Unterschicht , insbesonder e der Handwerker , gegen den Rat , 
der grausam unterdrück t wurde , die finanzielle n Belastunge n der Stad t in der Kriegs-
zeit un d ihre Beteiligun g am Abschluß des Zweite n Thorne r Friedens . 

Da s zweite Kapite l hat das Territorium , die Bevölkerung , die Stadtbehörde n und das 
Finanzwese n Thorn s zum Gegenstand . An der Spitze des Gemeinwesen s stand der alt-
städtisch e Rat , dem auch die Neustad t -  sie verfügte nu r über ein eigenes Schöffenge-
rich t -  unterstand . Vor allem dan k der Einkünft e aus dem Stapelrech t setzte nac h dem 
End e des Dreizehnjährige n Krieges eine rege Bautätigkei t ein, die sich nich t nu r auf 
Kirche n und Bürgerhäuser , sonder n auch auf den Ausbau der städtische n Wasserleitun -
gen erstreckte . Zu m Wohlstan d der Stad t trug auch die Erweiterun g ihres Territorium s 
bei, das in der Mitt e des 16. Jhs. 33 dörflich e Siedlunge n umfaßte , dabei aber imme r 
noc h kleiner als das Stadtgebie t von Danzi g und Elbin g war. U m 1500 zählt e die Stad t 
etwa 11000 Einwohne r und wurde von nu r etwa 38 ratsfähigen Familien , die alle dem 
Patrizia t angehörten , regiert . Von Interess e sind die Ausführunge n über die Verschie-
bungen in dieser Oberschicht , die durc h das Aussterben ode r den wirtschaftliche n Nie -
dergan g alter Geschlechte r un d das Aufkomme n neue r Familie n bedingt waren . Di e in 


